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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 25. Juni 1993 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Georgien 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde-
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers  von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent-
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Es entsteht kein Vollzugsaufwand. 

E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme ent-
stehen nicht. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (412) - 651 09 - Ka 101/97 Bonn, den 7. Oktober 1997 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 25. Juni 1993 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Georgien über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und vom Aus-
wärtigen Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 716. Sitzung am 26. September 1997 gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Vertrag vorn 25. Juni 1993 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Georgien 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Vom 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 25. Juni 1993 unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Georgien über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen Protokoll 
und dem Notenwechsel vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, das 
Protokoll und der Notenwechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1)Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2, das Protokoll 
und der Notenwechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch 
auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz 
oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 
Abs. 2, das Protokoll und der Notenwechsel in Kraft treten, im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich 
um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutsch-
land ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 

Kosten bei Wi rtschaftsunternehmen, insbesondere bei mittelständischen 
Unternehmen entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht, da es aus-
schließlich einen erweiterten völkerrechtlichen Rechtsschutz für Investitionen in 
Georgien schafft. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Georgien 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Georgien -  

in dem. Wunsch, die wi rtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates 
im Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirt-
schaftliche initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker 
zu mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen" Vermögenswerte jeder 
Art , insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wi rtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Urhe-
berrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche Mu-
ster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know-how 
und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu-
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge" diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige"  

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes-
republik Deutschland, 

b) in bezug auf die Republik Georgien: 
Personen, die als solche nach den geltenden Rechtsvor-
schriften der Republik Georgien anerkannt sind; 
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4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften" 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 
jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland hat, gleichviel, ob 
ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Republik Georgien: 
jedes Wirtschaftssubjekt mit Sitz im Hoheitsgebiet der 
Republik Georgien, gleichviel, ob seine Tätigkeit auf 
Gewinn gerichtet ist oder nicht. 

Artikel 2  

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapital-
anlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und diese Kapitalanla-
gen in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zulassen. . 

Sie wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig behan-
deln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staats-
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in 
ihrem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkürliche oder dis-
kriminierende Maßnahmen beeinträchtigen. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von 

 Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertrags-
partei stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eige-
nen Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder Ge-
sellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich ihrer Betäti-
gung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsge-
biet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staatsangehörigen 
und Gesellschaften oder Staatsangehörige und Gesellschaften 
dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften drit-
ter Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wi rt

-schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels-
zone oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Staatsan-
gehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2)Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Ver

-

tragspartei nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung 
enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen 
werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Ver-
staatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muß dem Wert 
der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt 
entsprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich be-
kannt wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich geleistet wer

-

den  und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen 
bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muß tatsächlich verwert-
bar und frei transferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der Ent-
eignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme muß in 
geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung der Entschä- 
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digung Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der Enteig-
nung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme und die 
Höhe der Entschädigung müssen in einem ordentlichen Rechts-
verfahren nachgeprüft werden können. 

(3)Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinandersetzun-
gen, Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, 
werden von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattun-
gen, Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenlei-
stungen nicht weniger günstig behandelt als ihre eigenen Staats-
angehörigen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen müssen frei 
transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenhei-
ten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer 
Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Meistbegünstigung.  

Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien Trans-
fer der im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden 
Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 

Artikel 6 
Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder Ge-

sellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für eine 
Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so 
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte 
der erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung 
aller Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften kra ft  Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts 
auf die erstgenannte Vertragspartei an, Ferner erkennt die ande

-

re Vertragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in 
alle diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, 
welche die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang 
wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. 'Für den 
Transfer von Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche 
gelten Artikel 4 Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 

Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu dem jeweils gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der 
Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungs-
rechte zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei eine günstigere 
Behandlung als nach diesem Vertrag zu gewähren Ist, so geht 
diese Regelung dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie 
günstiger ist. 
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(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal-
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits-
gebiet übernommen hat. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsange-
hörige oder Gesellschaften der einen Vertragspartei in Überein-
stimmung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei 
in deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten dieses Ver-
trags vorgenommen haben. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar -
teien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver-
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fa ll  zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestel-
len ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die 
eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Mei

-

nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4)Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal-
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede 
Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der leiden Vertragspar

-

teien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags-
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst-
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staats-
angehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Er-
nennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt 
die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfah-
ren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 

(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur  Beilegung von Investi-
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen 'werden, als zwischen 
den Staatsangehörigen oder der Gesellschaft einer Vertragspar-
tei und der anderen Vertragspartei eine Vereinbarung nach Maß-
gabe des Artikels 25 dés Übereinkommens zustande gekommen 
ist. Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene Schiedsgericht 
im Fall der Nichtbeachtung einer Entscheidung des Schiedsge-
richts des genannten Übereinkommens (Artikel 27) oder im Fall 
der Übertragung kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts 
nach Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 

Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Staatsangehöri-
gen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 
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(2)Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft der 
anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unterworfen. 
Sofern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung tref-
fen, sind die Bestimmungen des Artikels 10 Absätze 3 bis 5 sinn-
gemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Bestellung der 
Mitglieder des Schiedsgerichts nach Artikel 10 Absatz 3 durch 
die Streitparteien erfolgt und daß, soweit die in Artikel 10 Ab-
satz 3 genannten Fristen nicht eingehalten werden, jede Streit-
partei mangels anderer Vereinbarungen den Präsidenten des 
Schiedsgerichtshofs der Internationalen Handelskammer in Paris 
bitten kann, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Der 
Schiedsspruch wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(3) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird 
während eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines 
Schiedsspruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der 
Staatsangehörige oder die Gesellschaft der anderen Vertrags-
partei eine Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den 
Gesamtschaden aus einer Versicherung erhalten hat. 

(4)Für den Fall, daß beide Vertragsparteien auch Vertragsstaa-
ten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen 
anderer Staaten geworden sind, werden Meinungsverschieden-
heiten nach diesem Artikel zwischen den Streitparteien einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des vorgenannten Übereinkom-
mens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien treffen eine 
abweichende Vereinbarung; jede Vertragspartei erklärt hiermit ihr 
Einverständnis zu einem solchen Verfahren. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich in Tiflis ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi-
kationsurkunden in Kraft . Er bleibt zehn Jahre lang in Kra ft ; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag 
mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. 
Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer 
Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft-
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 12 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 

Geschehen zu Bonn am 25. Juni 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und georgischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Kinkel 

Für die Republik Georgien 

Tschikwaidse 
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Protokoll 

Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Georgien über die Förde-
rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben 
die unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem folgende Be-
stimmungen vereinbart, die als Bestandteile des Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats-
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten na-
tionalen Reisepaß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften einer Vertragspartei im Anwendungsbereich ihrer 
Rechtsordnung von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei vorgenommen sind, genießen den 
vollen Schutz des Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker-
recht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souve-
ränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 

(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung" im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe-
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver-
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine „weniger günstige" Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die Einschrän-
kung des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und 
Brennstoffen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller 
Art, die Behinderung des Absatzes von Erzeugnissen im In-
und Ausland sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Aus-
wirkung. Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlich-
keit zu treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige" 
Behandlung im Sinne des Artikels 3. 

b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Vertrags-
partei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
ihrem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ansässige natürliche Personen und 
Gesellschaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags-
partei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort  aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 
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(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 in ein 
Gemeinschaftsunternehmen, das Gegenstand der Kapitalanlage 
ist, eingegriffen und dadurch seine wi rtschaftliche Substanz 
erheblich beeinträchtigt wird. 

(5) Zu Artikel 5 

a) Während einer Übergangszeit bis zur Einführung einer natio

-

nalen Währung, aber nicht später als bis zum 31. Dezember 
1993, wird die Republik Georgien alle Anstrengungen unter-
nehmen, die für den Transfer erforderlichen Devisen zur Ver

-

fügung zu stellen, insbesondere für den Transfer von Erträ- 
gen. 

Unabhängig davon sind Entschädigungen nach Artikel 4 die-
ses Vertrags frei transferierbar. 

b) Nach Einführung einer nationalen Währung oder nach Ablauf 
der oben genannten Übergangszeit gilt Artikel 5 uneinge-
schränkt. 

(6) Zu Artikel 7 

Als , ,unverzüglich" durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normaler-
weise zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. 
Die Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden 
Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate Ober

-

schreiten. 

(7) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam-
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspar-
tei die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder 
ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmi

-

gungen zur Durchführung der Transporte erteilen. Hierunter fal-
len Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer Ver-
tragspartei oder eines dritten Staates von einem Unterneh-
men oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft wer-
den, in dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags angelegt 
sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 

Geschehen zu Bonn am 25. Juni 1993 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und georgischer Sprache, wobei jeder Wortlaut glei

-

chermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Kinkel 

Für die Republik Georgien 

Tschikwaidse 
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Der Minister 		 Bonn, den 25. Juni 1993 
für Auswärtige Angelegenheiten 
der Republik Georgien 

Herr Minister, 

aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Repu-
blik Georgien und der Bundesrepublik Deutschland über die För-
derung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen beeh-
re ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Republik Georgien' wird nach der Kenntnis-
nahme davon, daß die zuständigen Stellen der Bundesrepublik 
Deutschland Maßnahmen zur Förderung von Kapitalanlagen 
deutscher Investoren in Georgien schon vor dem Inkrafttreten 
des Vertrags gewähren können, den Vertrag vom Tag der Unter

-
zeichnung an vorläufig anwenden. Diese Erklärung wird in der 
Erwartung abgegeben, daß die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland die Übernahme von Garantien für Kapitalanlagen in 
Georgien schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags erwägt. 

Mit dem Inkrafttreten des heute unterzeichneten Vertrags zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Geor-
gien über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapi-
talanlagen tritt der Vertrag vom 13. Juni 1989 zwischen der  Bun-
desrepublik  Deutschland und der Union der Soziafistischen 
Sowjetrepubliken über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen im Verhältnis zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Georgien außer Kraft. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner vorzüg-
lichen Hochachtung. 

Tschikwaidse 

Seiner Exzellenz 
dem Bundesminister 
des Auswärtigen 
Herrn Dr. Klaus Kinkel 
Bonn 

Der Bundesminister 	 Bonn, den 25. Juni 1993 
des Auswärtigen 

Herr Minister, 

ich beehre mich, den Empfang der Note der Regierung der Repu-
blik Georgien vom 25. Juni 1993 mit folgendem Inhalt zu bestäti-
gen: 
(Es folgt der Text der einleitenden Note.) 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner ausge-
zeichneten Hochachtung. 

Kinkel 

Seiner Exzellenz 
dem Minister fur Auswärtige 
Angelegenheiten der 
Republik Georgien 
Herrn Aleksandr Dawidowitsch Tschikwaidse 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt-
schaftlichen Aufbau der Nachfolgestaaten der Sowjet-
union durch eine Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige 
Rolle spielt dabei die Förderung privater Kapitalanlagen in 
diesen Ländern. Private Kapitalanlagen sind in besonde-
rem Maße geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung die-
ser Länder zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen 
Beziehungen mit der Bundesrepublik Deutschland zu ver-
stärken. Investitionen der privaten Wirtschaft vermitteln 
neben Risikokapital vor allem auch technisches Wissen 
und unternehmerische Erfahrung. 

Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluß von Investitionsförderungsverträgen. Diese Ver-
träge dienen der Förderung und dem Schutz privater Ka-
pitalanlagen, indem sie bestimmte Rahmenbedingungen 
in völkerrechtlich verbindlicher Form festlegen. 

Ein Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische Risi-
ken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur 
dann übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein 
Investitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Georgien entspricht im wesentlichen 
dem deutschen Mustervertrag, der auch Grundlage zahl-
reicher entsprechender Verträge mit anderen Nachfolge-
staaten der Sowjetunion ist. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag besteht aus 13 Artikeln; ihm sind ein Protokoll 
und ein Notenwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi-
talanlage", „Erträge", „Staatsangehörige" und „Gesell-
schaften". Nach Protokollnummer 1 Buchstabe a genie-
ßen Erträge den gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 

Zu Artikel 2  

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausel 
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo-
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. Gemäß Pro-
tokollnummer 2 Buchstabe a genießen die nach den 
Rechtsvorschriften des jeweiligen Landes vorgenomme-
nen Kapitalanlagen den vollen Schutz des Vertrags. 

Nach Protokollnummer 2 Buchstabe b gilt der Vertrag 
auch in den Gebieten der ausschließlichen Wirtschafts-
zone und des Festlandsockels, soweit das Völkerrecht 
der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souverä-
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 

Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und der 
Meistbegünstigung niedergelegt. In der Protokollnum

-

mer 3 Buchstabe a werden einige Beispiele einer nach 
dem Vertrag unzulässigen Schlechterbehandlung aufge-
führt. Protokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, daß die 
Gewährung bestimmter steuerlicher Vergünstigungen an 
Gebietsansässige nicht im Widerspruch zum Gebot der 
Inländerbehandlung steht. Protokollnummer 3 Buchsta-
be c enthält eine Wohlwollensklausel hinsichtlich Einreise, 
Aufenthalt und Arbeitserlaubnis im Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Enteignungsschutz sowie 
die Entschädigungspflicht und den ordentlichen Rechts-
weg bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder 
Verstaatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor 
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi-
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche 
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich 
nicht nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als 
solche, sondern gemäß Protokollnummer 4 auch auf 
staatliche Eingriffe in das Unternehmen, an dem der Inve-
stor beteiligt ist, wenn dadurch die wirtschaftliche Sub-
stanz des Unternehmens erheblich beeinträchtigt wird. 
Bei Verlusten an Kapitalanlagen infolge Krieg, Staatsnot-
stand oder sonstiger Ausnahmesituationen wird Inländer

-

behandlung und Meistbegünstigung im Falle einer Ent-
schädigung zugesichert. Im übrigen gilt für die in Artikel 4 
geregelten Angelegenheiten Meistbegünstigung. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. 

Gemäß Protokollnummer 5 wird die Republik Georgien 
während der Übergangszeit bis zur Einführung einer eige-
nen Währung, aber nicht später als bis zum 31. Dezember 
1993 alle Anstrengungen unternehmen, die für den Trans-
fer erforderlichen Devisen zur Verfügung zu stellen. Nach 
dieser Übergangsfrist gilt der freie Transfer uneinge-
schränkt. 

Entschädigungen nach Artikel 4 sind frei transferierbar. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen In-
vestor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und Ansprü-
che des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Der Transfer nach Artikel 4, 5 oder 6 ist unverzüglich zu 
dem jeweils gültigen Wechselkurs durchzuführen. Dieser 
Kurs muß dem Kreuzkurs entsprechen, der sich aus der 
Umrechnung der jeweiligen Währungen in Sonderzie-
hungsrechte des Internationalen Währungsfonds ergibt. 
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Gemäß Protokollnummer 6 darf die Transferfrist zwei 
Monate nicht übersteigen. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelung für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrecht-
lichen Verpflichtung, gehen vor (sog. Besserstellungs-
klausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien zu, daß sie 
dem Investor gegenüber übernommene Verpflichtungen 
einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor seinem 
Inkrafttreten in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften der betreffenden Vertragspartei vorgenommen 
worden sind. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar-
teien über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichts-
barkeit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem 
Investor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 

Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen oder konsularischen Beziehungen 
bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündi-
gungsfrist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle 
einer Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des 
Vertrags vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere 
zwanzig Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Abgesehen von den im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Artikeln erwähnten Bestimmungen enthält das 
Protokoll in Nummer 7 ein Diskriminierungsverbot bei Be-
förderung von Gütern und Personen im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage. 

Zum Notenwechsel 

Mit dem Notenwechsel vom 25. Juni 1993 teilt die Repu-
blik Georgien mit, daß sie den Vertrag bereits ab der 
Unterzeichnung vorläufig anwenden wird. Dies geschieht 
in der Erwartung, daß die Bundesrepublik Deutschland 
die Übernahme von Kapitalanlagegarantien für Investitio-
nen in Georgien schon vor Inkrafttreten des Vertrags 
erwägen wird. 

Weiterhin wird mit dem Notenwechsel vereinbart, daß mit 
Inkrafttreten des deutsch-georgischen Investitionsförde-
rungsvertrags der Vertrag vom 13. Juni 1989 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken im Verhältnis zur Repu-
blik Georgien außer Kraft tritt. 


